
Für einen demokratischen und qualifizierten Architekturdiskurs 
Seit einiger Zeit ist zu beobachten, dass nicht nur die politische Kultur, sondern auch andere öf-
fentliche Diskurse mehr und mehr einer Verrohung unterliegen. Auch im Diskurs über Architek-
tur und Denkmalpflege ist dies im Umgangston und der Verwendung von BegriFlichkeiten zu be-
obachten. Ein aktueller Anlass ist die Diskussion und Berichterstattung um den Teil-Neubau der 
ehemaligen Stapelhäuser am Fischmarkt in Köln. Der Verein Stadtbild Deutschland e.V., der sich 
dem Ziel verpflichtet fühlt, Stadträume in ‚historische Stadtbilder‘ zurückzuführen, hat sich über 
seine hiesige Ortsgruppe zu diesem Thema auf seinem Instagram-Kanal, in öFentlichen Chats 
auf seiner Website und über Verlautbarungen in der Presse mit Polemik und undiFerenzierter 
Meinung geäußert. Der vertretene Standpunkt fordert die Wiederherstellung eines vermeintlich 
historisch ‚korrekten‘ Stadtbilds ein, unter – aller Wahrscheinlichkeit nach unwissentlicher – Zu-
hilfenahme der in den 1970er und 1980er Jahren realisierten schrillen Farbgebung eines in der 
NS-Zeit pseudo-historisierten Gebäudes. Auch an anderer Stelle propagiert der Verein immer 
wieder pauschal die Rekonstruktion einer ‚historischen Architektur‘, ohne die komplexen Zu-
sammenhänge solcher Vorhaben zu berücksichtigen oder notwendige wissenschaftliche Grund-
lagen vorzulegen. Trotzdem wird er in Zeitungsartikeln wiederkehrend als Gegenposition zu 
Fachdiskursen zitiert. 

Ein jüngster Instagram-Post diente der Ortsgruppe des Vereins dazu, mit KI-generierten Bildern 
von Groß St. Martin die Inhalte der Charta von Venedig in Frage zu stellen. Mit dieser Charta hat-
ten 1964 die Teilnehmer*innen eines internationalen Kongresses von Architektur- und Denkmal-
pflegefachleuten die Grundprinzipien der heutigen Denkmalpflege formuliert, die seitens der 
UNESCO anerkannt wurden. 1965 führte dies zur Gründung von ICOMOS (International Council 
on Monuments and Sites) sowie in der Folge zur Etablierung der Denkmalschutzgesetze in den 
Ländern. Sinn und Zweck dieser Institutionen ist es, auf internationaler Ebene Qualitätsstan-
dards für den Umgang mit kulturellem Erbe festzulegen und ein weltweites Verständnis für Kul-
tur und Menschheitsgeschichte zu stärken. Diese Grundprinzipien werden seitens des Vereins in 
Frage gestellt, um denkmalpflegerische Institutionen, Behörden und Akteure wie den Stadtkon-
servator öFentlich zu diskreditieren. Komplexe architektonische und baurechtliche Fragen wer-
den auf die formale Ebene der Fassadengestaltung reduziert. 

Die in der ÖFentlichkeitsarbeit des Vereins und vergleichbarer Gruppierungen wie beispiels-
weise Architektur-Rebellion eingesetzten Methoden und die von seinen Mitgliedern in Gang ge-
setzten Mechanismen entsprechen in hohem Maß den polemischen Beiträgen zu politischen 
Diskursen, so dass hier kulturelle Themen vermutlich auch für politische Zwecke genutzt werden 
sollen. Dies spiegelt sich entlarvend in vielen Kommentaren von Online-Postings wider. So muss 
die Intention dieser Gruppen, Stadträume in ihr kaiserzeitliches Erscheinungsbild zurückzufüh-
ren, ebenfalls entsprechend eingeordnet werden, da architektonische Entwicklungen immer ge-
sellschaftspolitische Zusammenhänge reflektieren. Die Positionen folgen oFensichtlich der 
Überzeugung, dass das Hier und Jetzt allzu große Mängel aufweist, historische Entwicklungen 
fehlerhaft waren und vorliegende Zukunftsideen nicht mehrheitsfähig sind. Die Diskreditierung 
der Denkmalpflege ist dementsprechend nur die sichtbare Spitze des Eisberges, da die Verlaut-
barungen auch eine angeblich fehlende Entscheidungsfähigkeit von Fachleuten aus Stadtpla-
nung und Architektur, von Bauherr*innen und von demokratisch legitimierten Stadtpolitiker*in-
nen unterstellen. Die pauschale Ablehnung der modernen Entwicklung in Städtebau und Archi-
tektur sowie des aktuellen Architekturdiskurses birgt so auch die Gefahr einer zunehmenden Ab-
lehnung der Demokratie. Die grundsätzliche Forderung nach Rekonstruktionen als 



heilsbringende Stadtreparatur entspricht einem Geschichtsrevisionismus, der so gut wie alle 
dringlichen Fragen unserer Zeit außer Acht lässt. 

Der öFentlich geführte Architekturdiskurs braucht ausgewiesene Fachkompetenz und benötigt 
die Unterstützung sowie das Verantwortungsbewusstsein der freien Presse. Nur so kann der po-
lemischen Vereinfachung von komplexen Fragestellungen begegnet werden. Alle Unterzeichnen-
den fühlen sich dem Gemeinwohl verpflichtet und verstehen ihr Handeln als Beitrag zur Weiter-
entwicklung unserer Städte, für die klare Verantwortlichkeiten und Regeln gelten. Behördliche 
Verfahren und städtebauliche Festlegungen bilden bei öFentlichen wie auch bei privaten Bau-
vorhaben einen ausgewogenen Rahmen. Sie legen durch Beteiligung der Stadtpolitik das Maß an 
demokratischer Einflussnahme in Entscheidungsprozessen fest. Auch wenn es immer Möglich-
keiten und derzeit eindeutige Notwendigkeiten zur Verbesserung gibt, wird auf diese Weise ein 
hohes Gut der freiheitlichen Gesellschaft geschützt: Die finale Entscheidungshoheit von Bau-
herr*innen und Eigentümer*innen über die Wahl der Planenden sowie die Gestaltung und Aus-
führung von Bauprojekten.  

Der BegriF Stadtbild, der auch im politischen Diskurs eine immer größere Rolle spielt und dort 
insbesondere von konservativer Seite genutzt wird, meint im Kern die Beschreibung des aktuel-
len Zustandes einer Stadt. Er beinhaltet alle Spuren der Stadtgeschichte – inklusive ihrer Erfolge 
und Brüche, die zu dieser aktuellen Situation geführt haben. Seit jeher ist es Aufgabe von Gesell-
schaften, ihren Lebensraum zu gestalten und über eine sinnvolle Weiterentwicklung nachzuden-
ken, zu diskutieren und letztlich zu entscheiden. Es gilt, mit präziser Analyse identitätsstiftende 
Strukturen zu bewahren, neue Anforderungen zu definieren und eine Vision der Zukunft zu ent-
werfen. Der BegriF Stadtbild darf, wie es aktuell zu beobachten ist, in keinem Fall als historisch 
verklärtes Abziehbild oder zur Diskreditierung fachlicher Diskurse vereinnahmt werden. Eine 
sentimental idealisierte Vergangenheit kann nicht als Zukunftsvision einer sich ständig weiter-
entwickelnden Gesellschaft herhalten. 

Eine pluralistische Gesellschaft erzeugt auch in der Stadtgestaltung Vielfalt. Diese gilt es zu ver-
teidigen, und dafür müssen alle Akteur*innen verantwortungsbewusst und respektvoll zusam-
menarbeiten. Zur Überwindung gegenwärtiger Probleme braucht es konstruktive Vorschläge und 
einen zivilisierten Umgang, nicht eine auf ausgewählte Epochen und deren Dekor reduzierte Ver-
klärung von Vergangenheit. Es braucht das Bewusstsein für die Komplexität der Aufgabe, die der 
fachlich versierte Denkmalpflege-, Architektur- und Städtebaudiskurs behandelt. 
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